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Der Bundesminister der Finanzen 

V B/3 - F 8004 - 46/61 
II B74 - Wo 0280 - 25/61 


Bonn, den 5. Dezember 1961 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Zustimmung zum Verkauf der Geschäftsanteile des Bun- 
des an der Nassauischen Heimstätte GmbH, Frankfurt 
(Main) an das Land Hessen 

Bezug: § 47 Abs. 3 der Reichshaushaltsordnung 


Im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister für Woh- 
nungswesen, Städtebau und Raumordnung bitte ich nach § 47 
Abs. 2 und 3 der Reichshaushaltsordnung die Zustimmung des 
Deutschen Bundestages dazu herbeizuführen, daß die Stamm- 
anteile des Bundes an der Nassauischen Heimstätte GmbH 
zum Nominalwert an das Land Hessen oder einen anderen 
Gesellschafter veräußert werden. 

Der Anteil des Bundes am Stammkapital der Gesellschaft von 
25 Mio DM beträgt 6,26 Mio DM (25,04 v.H.). Dieser Anteil 
kann nach § 15 Abs. 1 des Gesellschaftsvertrages, der sich mit 
der Vorschrift des §9 des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes 
vom 29. Februar 1940 (RGBl. I S. 437) deckt, nur zum Nominal- 
wert veräußert werden. 

Die Gründe für eine Veräußerung hat der Herr Bundesminister 
für Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung in seinem 
Schreiben vom 7. November 1961 an den Vorsitzer des Auf- 
sichtsrates der Gesellschaft, Herrn Staatsminister Schneider, 
dargestellt. Eine Abschrift dieses Schreibens ist beigefügt. Nach 
dieser Begründung ist das nach § 60 Abs. 2 der Reichswirt- 
schaftsbestimmungen erforderliche wichtige Interesse des Bun- 
des für eine Beteiligung an dem Unternehmen nicht mehr gege- 
ben und dementsprechend die Veräußerung geboten. 

Da die Stammanteile des Bundes an der Gesellschaft einen er- 
heblichen Wert im Sinne von § 47 Abs. 3 der Reichshaushalts- 
ordnung haben, ist für die Veräußerung die voherige Zustim- 
mung des Bundesrates und des Deutschen Bundestages erfor- 
derlich. 

Dem Herrn Präsidenten des Bundesrates habe ich den gleichen 
Antrag übermittelt. 


In Vertretung 

Hettlage 


Druck: Bucfadmckerel Peter Meier, Bulsdorf/Slegbnrg 
AUeinvertrleD: Dr. Hans Heger. Bad Godesberg, 
Postfacb 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Abschrift 


Der Bundesminister für Wohnunqsbau ^ ^ i i j m 

Bad Godesberg, den 7. November 1961 

II A 4 - 4224/73/61 


An den 

Vorsitzenden des Aufsichtsrates 
der Nassauischen Heimstätte GmbH 
Herrn Staatsminister Schneider 

Wiesbaden 
Hessisches Innenministerium 


Betr.: Bundesbeteiligung bei der Nassauischen Heimstätte 
GmbH, Frankfurt a. M. 


Sehr geehrter Herr Kollege Schneider! 

Nach dem Zweiten Wohnungsbaugesetz hat die Förderung des 
Wohnungsbaues das Ziel, die Wohnungsnot, namentlich auch 
der Wohnungsuchenden mit geringem Einkommen, zu beseiti- 
gen und zugleich weite Kreise des Volkes durch Bildung von 
Einzeleigentum, besonders in der Form von Familienheimen, 
mit dem Grund und Boden zu verbinden. 

Diese Grundtendenz des Zweiten Wohnungsbaugesetzes deckt 
sich inhaltlich ganz mit der klassischen Aufgabenstellung der 
Heimstättengesellschaften. Sie ist seit ihrer Gründung in und 
nach dem ersten Weltkrieg für alle Heimstätten unverändert 
geblieben und hat zum Ziel, landverbundenes Kleineigentum, 
besonders für Einkommensschwache, in der Form von Klein- 
siedlungen, Eigenheimen und Landarbeiterwohnungen zu schaf- 
fen. Diese Aufgabe ist auch als satzungsmäßiger Zweck fast 
gleichlautend in den Gesellschaftsverträgen aller Heimstätten 
verankert. Aus diesem Grunde habe ich auch die finanzielle 
Beteiligung des Bundes an den Heimstätten begrüßt und ge- 
fördert. 

Seit mehreren Jahren beobachte ich mit wachsender Sorge, daß 
bei der Nassauischen Heimstätte die Förderung von Eigenhei- 
men und Kleinsiedlungen mehr und mehr zurückgeht, und daß 
sich damit das Unternehmen von der klassischen Aufgabenstel- 
lung der Heimstätten entfernt. So ist der Anteil an Wohnungen 
in Eigenheimen und Eigentumswohnungen seit 1955 absolut 
und prozentual ständig zurückgegangen. Während dieser An- 
teil 1955 noch etwa 41 betrug ist er in den folgenden Jahren 
ständig abgesunken und beträgt im Jahre 1959 nur noch 17^/^,. 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 69 


Auch die Ergebnisse von 1960 und 1961, die mir zwar noch nicht 
vollständig vorliegen, lassen kein besseres Ergebnis erwarten. 
Bei einem Vergleich mit dem entsprechenden Ergebnis der übri- 
gen Heimstättengesellschaften des Bundesgebietes schneidet 
die Nassauische Heimstätte so ungünstig ab, daß ich mehrmals 
persönlich Gelegenheit nehmen mußte, bei Tagungen der Bun- 
desvereinigung Deutscher Heimstätten und bei Empfängen der 
Geschäftsführer der Heimstätten und des Bundesvorstandes 
auf das ungünstige Ergebnis der Nassauischen Heimstätte hin- 
zuweisen. Die Geschäftsführung der Nassauischen Heimstätte 
hat demgegenüber mehrfach zum Ausdruck gebracht, daß in 
den kommenden Jahren die Relation zwischen Familienheimen 
und Mietwohnungen wesentlich zugunsten der Familienheime 
verbessert werden würde. Zu diesem Zweck hatte die Nassau- 
ische Heimstätte sogar eine besondere Abteilung zur Förde- 
rung des Familienheims eingerichtet. Leider sind diese Ver- 
sprechungen nicht in die Tat umgesetzt worden. Als verant- 
wortlicher Wohnungsbauminister des Bundes muß ich daher 
feststellen, daß sich die Nassauische Heimstätte seit Jahren 
mehr und mehr von ihrer eigentlichen Aufgabe entfernt und 
sich demnach auch vor der Zielsetzung der Wohnungsbaupolitik 
des Bundes abgewandt hat. 

Der Vertreter meines Ministeriums im Aufsichtsrat der Nassau- 
ischen Heimstätte hat mir erklärt, daß er es nicht für möglich 
halte, der Wohnungsbaupolitik des Bundes bei der Gesellschaft 
mehr Geltung zu verschaffen, und mich gebeten, ihn- von dem 
Aufsichtsratsmandat zu entbinden. 

Unter den geschilderten Umständen vermag ich es nicht mehr 
zu vertreten, daß der Bund seine Beteiligung bei der Nassau- 
ischen Heimstätte aufrechterhält. Ich darf daher vorschlagen, 
daß das Land Hessen die Anteile des Bundes übernimmt. Für 
den Fall, daß das Land Hessen sich zur Übernahme der Anteile 
nicht entschließen kann, würde ich es begrüßen, wenn sie die 
Übernahme der Anteile des Bundes durch einen anderen Ge- 
sellschafter vermitteln würden. 

Sie werden Verständnis dafür haben, daß ich bis zum Abschluß 
der Verkaufsverhandlungen über den Bundesanteil auch nicht 
in der Lage bin, etwaige Kapitalerhöhungen bei der Nassau- 
ischen Heimstätte vorzunehmen und selbst den weiteren Anteil 
von 1 Million DM, wie es vorgesehen war, zu übernehmen, 
zumal sich dadurch meine Möglichkeiten, die Gesellschaftsan- 
teile abzustoßen, verschlechtern würden. 

Ich wäre Ihnen sehr dankbar, wenn Sie sich zu meinem Angebot 
baldmöglichst äußern würden. 


Mit vorzüglicher Hochachtung 

gez. Lücke 
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